
Verfügung anzunehmen oder auch schon vor dem Erbfall auf
sie zu verzichten. Ihm gegenüber hat das gemeinschaftliche
Testament keinerlei Bindungswirkung. Wenn der Bedachte
verzichtet, geht die bindend gewordene Verfügung aber ins
Leere. Es wäre wenig sinnvoll, den Überlebenden dennoch an
dieser Verfügung festzuhalten.

Anders ist die Lage allerdings, wenn für den verzichtenden
Bedachten ein Ersatzerbe vorgesehen ist. In diesem Fall rückt
der Ersatzerbe in die Stellung des Bedachten. Weil die Ver-
fügung damit gerade nicht ins Leere geht, bleibt der Über-
lebende an sie gebunden.27 Die Ersatzerbeneinsetzung muss
sich dabei aber aus dem Testament ergeben. Die bloße Zwei-
felsregelung des § 2069 BGB zugunsten der Abkömmlinge
gilt nicht. Sie wird von der Zweifelsregelung des §§ 2352 S. 3,
2349 BGB verdrängt, wonach der Verzicht grundsätzlich auch
zulasten der Abkömmlinge gilt.28

4. Gegenstandslosigkeit
Ähnlich wie beim Zuwendungsverzicht ist die Lage, wenn
die bindend gewordene Verfügung aus anderen Gründen
gegenstandslos wird (zB weil der Bedachte vor dem Erbfall
verstirbt und keine Nachkommen hinterlässt). Es ist an-
erkannt, dass der überlebende Ehegatte in diesem Fall von
der Bindungswirkung befreit ist.29 Denn es wäre reine För-
melei, ihn an eine Verfügung zu binden, die praktisch nicht
mehr erfüllbar ist.

Fraglich ist allerdings, wie dies dogmatisch zu begründen
ist: Man könnte an einen Wegfall der Geschäftsgrundlage der
Verfügung denken.30 Die herrschende Meinung scheint da-
gegen – ohne es ausdrücklich zu sagen – von einer teleologi-
schen Reduktion des § 2271 I BGB auszugehen. Für die Fall-
bearbeitung spielt die dogmatische Begründung jedenfalls kei-
ne Rolle.

IV. Andere Anordnungen als Erbeinsetzungen,
Vermächtnisse und Auflagen

Abschließend ist auf die Frage zurückzukommen, welchen
Einfluss die Bindungswirkung auf andere Anordnungen als

Erbeinsetzungen, Vermächtnisse und Auflagen hat. § 2270 III
BGB ordnet ausdrücklich an, dass solche anderen Anordnun-
gen nicht wechselbezüglich sein können. Sie können deshalb
auch keine Bindungswirkung entfalten. Hat zB ein Ehegatte
im gemeinschaftlichen Testament eine Testamentsvollstre-
ckung oder eine Teilungsanordnung vorgesehen, kann er diese
Anordnungen jederzeit, auch nach dem Tod des anderen,
widerrufen.

Eine ganz andere Frage ist es, ob der Überlebende solche
anderen Anordnungen auch noch nachträglich einfügen kann.
Ausgeschlossen ist das, wenn die neue Anordnung eine wech-
selbezügliche Verfügung im Sinne des § 2289 BGB analog
„beeinträchtigt“. Das ist letztlich immer eine Frage des Ein-
zelfalls: Eine nachträglich angeordnete Testamentsvollstre-
ckung beeinträchtigt stets,31 genauso wie eine wertverschie-
bende Teilungsanordnung.32 Umstritten ist, ob dies auch für
ausgleichspflichtige Teilungsanordnungen gilt.33

V. Fazit
Gemeinschaftliche Testamente sind ein Klassiker juristischer
Ausbildung und Prüfung. Ihre Bindungswirkung und die we-
sentlichen Grenzen dieser Bindungswirkung sollten jedem
Examenskandidaten geläufig sein. Hierfür ist es unabdingbar,
sich vor Augen zu führen, aus welchem Grund die geschriebe-
nen und ungeschriebenen Ausnahmen die Bindungswirkung
durchbrechen. Dafür genügt ein Blick in die §§ 2270 f. BGB
allein leider nicht.

27 Staudinger/Kanzleiter (Fn. 8) BGB § 2271 Rn. 37.
28 BeckOK BGB/Litzenburger (Fn. 12) BGB § 2352 Rn. 20; unklar Staudinger/Kanz-

leiter (Fn. 8) BGB § 2271 Rn. 37, der § 2069 BGB kommentarlos zitiert.
29 BayObLG MittBayNot 2000, 446 (447); MüKoBGB/Musielak (Fn. 2) BGB § 2270

Rn. 20.
30 AA BeckOK BGB/Litzenburger (Fn. 12) BGB § 2271 Rn. 33; MüKoBGB/Musie-

lak (Fn. 2) BGB § 2271 Rn. 20.
31 BGH NJW 1962, 912 (912); Staudinger/Kanzleiter (Fn. 8) BGB § 2289 Rn. 12 a;

MüKoBGB/Musielak (Fn. 2) BGB § 2289 Rn. 10.
32 MüKoBGB/Musielak (Fn. 2) BGB § 2271 Rn. 17; Staudinger/Kanzleiter (Fn. 8)

BGB § 2289 Rn. 12 b.
33 Für die Zulässigkeit BGH NJW 1982, 43 (44); dagegen Lehmann MittBayNot 1988,

157 (157 f.); Staudinger/Kanzleiter (Fn. 8) BGB § 2289 Rn. 12 b.
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I. Christa arbeitet schon seit vielen Jahren bei Uli – bislang in Vollzeit (40 Wochenstunden
verteilt auf Montag bis Freitag). Nun möchte sie sich stärker im Fanclub der „Spielver-
einigung Greuther Fürth“ engagieren, dem sie seit Kurzem vorsitzt. Sie bittet Uli in einem
Gespräch am 15.3. um die Verringerung ihrer Arbeitszeit ab dem 1.7. auf zehn Wochen-
stunden, verteilt auf zwei Werktage – „am liebsten Dienstag und Mittwoch, jedenfalls nicht
Montag“. Obzwar Uli aus betrieblicher Sicht nichts gegen die Arbeitszeitreduzierung ein-
zuwenden hat, will er Christas Ansinnen aus anderen Gründen nicht nachkommen: „Ein
echter Nürnbercher is Glubberer, ned Greuther“. Jedenfalls müsse Christa freitags arbeiten,
weil an diesem Tag schon zwei „Teilzeiter“ arbeitsfrei haben und der Betrieb – was zutrifft –
sonst freitags nicht aufrechterhalten werden könnte. All das teilt Uli am selben Tag Christa
auch schriftlich mit.

Doch Christa ist renitent und setzt noch Einen drauf: Wenn sie am 1.7. auf zehn Wochen-
stunden reduziert, will sie ihre bislang unangetasteten 20 Urlaubstage aus diesem Jahr un-
geschmälert behalten und stellt auch schon in Aussicht, zu Beginn der neuen Bundesligasaison
im August gleich zehn Wochen Urlaub am Stück zu beantragen. Uli protestiert energisch und
erinnert Christa daran, dass vom 1.4. bis 30.6. in der gesamten Spedition Urlaubssperre wegen
der Einführung eines neuen EDV-Systems gilt und sie ihren „Vollzeiturlaub“ nur vorher
nehmen könne, auch wenn sie dann – nach seiner zutreffenden Berechnung – nur zehn ihrer
20 Urlaubstage einbringen könne. Die anderen zehn Urlaubstage würden – sofern sich die
Arbeitszeitreduzierung zum 1.7. nicht verhindern ließe – entsprechend heruntergerechnet.
Christa meint, es sei ihre Sache, wann sie Urlaub nimmt und wann nicht, und sie will erst im
August Urlaub nehmen. Jedenfalls dürfe ihr Teilzeitrecht nicht durch Abstriche beim Urlaub
konterkariert werden.
II. Nachdem sich Christas Pläne im Unternehmen rumgesprochen haben, werden Kai und
Andrea bei Uli vorstellig: Kai arbeitet bislang regelmäßig zehn Stunden pro Woche, hat aber
bereits mehrfach gegenüber Uli angedeutet, mehr – am liebsten in Vollzeit – arbeiten zu
wollen. Er hat die gleichen Arbeitsaufgaben wie Christa, sodass die Arbeitszeiten unproblema-
tisch umverteilt werden könnten. Die Auszubildende Andrea hat im Juni ihre Abschluss-
prüfung und will danach weiter bei Uli arbeiten – gerne auch in Teilzeit. Unterstellt, dass sich
Christas Teilzeitpläne nicht verhindern lassen, neigt Uli dazu, Andrea eine Stelle zu 30
Wochenstunden anzubieten; so könnte sie nebenher in der Frauenmannschaft des „Glubbs“
trainieren, deren Stammspielerin sie ist. Fachlich ist sie nach Abschluss ihrer Ausbildung
gleichermaßen geeignet wie Kai, der sich jedoch nichts aus Fußball macht und daher nicht
„aufgestockt“ werden soll. Als Kai protestiert, verweist Uli nur darauf, dass in der Spedition –
was zutrifft – nicht mehr als 30 Wochenarbeitsstunden vakant sind.
III. Die ebenfalls schon seit vielen Jahren bei Uli beschäftigte Hanna wird am 1.10. aus ihrer
zwei Jahre währenden Elternzeit – zuvor war sie sechs Wochen in Mutterschutz – zurück-
kommen und von da an vereinbarungsgemäß nicht mehr 40 Stunden verteilt auf fünf Tage,
sondern nur 20 Stunden, verteilt auf drei Tage pro Woche, arbeiten. Ende September fragt sie
Uli, wie viel Urlaub sie noch hat, immerhin habe sie – was zutrifft – vor Beginn ihres Mutter-
schutzes noch Anspruch auf zehn Urlaubstage gehabt. Obwohl Hanna zu vielen Heimspielen
des „Glubbs“ geht, will Uli nicht „ihren Erziehungsurlaub künstlich verlängern“. Resturlaub
hätte sie vor Mutterschutz und Elternzeit nehmen müssen, was er ihr damals auch vergeblich
angeboten hatte. Sie habe bei ihrer Rückkehr in Teilzeit einzig aus dem laufenden Jahr einen
Anspruch auf fünf Urlaubstage.
IV. Mit Hannas Rückkehr endet das Arbeitsverhältnis mit Jupp, der zu 20 Stunden in einer
Drei-Tage-Woche bei Uli bis Ende September beschäftigt war und mit zwölf Urlaubstagen
aus dem laufenden Jahr ausscheidet, die ihm Uli aufgrund der angespannten Personallage
nicht mehr gewähren konnte. Jupp hat bereits ein Anschlussarbeitsverhältnis mit selbem
Zeitumfang bei Torsten. Uli meint, Jupp nehme seinen Urlaub dorthin mit. Nachdem Jupp
seine neue Stelle angetreten ist, gewährt ihm Torsten zwar bereitwillig bereits im Okto-
ber drei Urlaubstage, will aber keinesfalls „Urlaubsaltlasten“ von Uli übernehmen. Jupp
verlangt daraufhin von Uli Abgeltung für zwölf Tage Resturlaub. Uli meint, Jupp könne
von ihm jedenfalls nicht Urlaub abgegolten verlangen, den er von Torsten bereits erhalten
hat.

Bearbeitervermerk: In einem umfassenden Gutachten sind die Ansprüche von Christa, Kai, Hanna und
Jupp gegen Uli zu prüfen! Es ist davon auszugehen, dass alle Arbeitnehmer nur Anspruch auf den
gesetzlichen Jahresurlaub haben. Auf Fragen des Urlaubsentgelts und Schadensersatzansprüche ist nicht
einzugehen.

Art. 7 Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG lautet:
(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit jeder Arbeitnehmer einen bezahlten
Mindestjahresurlaub von vier Wochen nach Maßgabe der Bedingungen für die Inanspruchnahme und

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · EXAMINATORIUM KLAUSUR ZIVILRECHT · „DIE ZEITEN ÄNDERN SICH“

498 7/2015

Ü
B
U
N
G
SB

LÄ
TT

ER
ST

U
D
EN

TE
N



die Gewährung erhält, die in den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder nach den einzel-
staatlichen Gepflogenheiten vorgesehen sind.
(2) Der bezahlte Mindestjahresurlaub darf außer bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht durch eine
finanzielle Vergütung ersetzt werden.

§ 4 Teilzeitrahmenvereinbarung (Richtlinie 97/81/EG) lautet auszugsweise:
(1) Teilzeitbeschäftigte dürfen in ihren Beschäftigungsbedingungen nur deswegen, weil sie teilzeit-
beschäftigt sind, gegenüber vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten nicht schlechter behandelt werden, es
sei denn, die unterschiedliche Behandlung ist aus objektiven Gründen gerechtfertigt.
(2) Es gilt, wo dies angemessen ist, der Pro-rata-temporis-Grundsatz.

Der EuGH hat in Auslegung der genannten Normen entschieden:
Rs. C-486/08: Die Inanspruchnahme des Jahresurlaubs zu einem späteren Zeitpunkt als dem Bezugs-
zeitraum steht in keiner Beziehung zu der in dieser späteren Zeit vom Arbeitnehmer erbrachten Arbeits-
zeit. Durch Veränderung, insbesondere Verringerung der Arbeitszeit beim Übergang von Vollzeit- zu
Teilzeitbeschäftigung darf der Anspruch auf Jahresurlaub, den der Arbeitnehmer während der Vollzeit-
beschäftigung erworben hat, nicht gemindert werden. Der Pro-rata-temporis-Grundsatz ist zwar auf die
Gewährung des Jahresurlaubs für eine Zeit der Teilzeitbeschäftigung anzuwenden, kann aber nicht
nachträglich auf einen Anspruch auf Jahresurlaub angewandt werden, der in einer Zeit der Vollzeit-
beschäftigung erworben wurde, wenn der Arbeitnehmer tatsächlich nicht die Möglichkeit hatte, diesen
Anspruch auszuüben.
Rs. C-415/12: Das Unionsrecht steht nationalen Bestimmungen oder Gepflogenheiten entgegen, nach
denen die Zahl der Tage bezahlten Jahresurlaubs, die ein vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer im Bezugs-
zeitraum nicht in Anspruch nehmen konnte, wegen des Übergangs dieses Arbeitnehmers zu einer
Teilzeitbeschäftigung entsprechend dem Verhältnis gekürzt wird, in dem die von ihm vor diesem Über-
gang geleistete Zahl der wöchentlichen Arbeitstage zu der danach geleisteten Zahl steht.

& LÖSUNGSVORSCHLAG

Hinweis: Die Bearbeiter müssen wenig gebräuchliche Gesetze anwenden, dabei die im Bearbeiterver-
merk wiedergegebene EuGH-Rechtsprechung beachten und mit der Bearbeitungszeit zurechtkommen.
Problembewusstsein und Argumentation sind entscheidend.

A. CHRISTAS ANSPRUCH AUF VERRINGERUNG IHRER ARBEITSZEIT
Da die Arbeitszeit arbeitsvertraglich vereinbart wird, kann ihre Verringerung nur iSd § 194 I
BGB „beansprucht“ werden, wenn der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber verlangen kann, dass
er einer entsprechenden Änderung des Arbeitsvertrags zustimmt. Christa hat gegen Uli einen
solchen Anspruch auf Zustimmung zu der von ihr gewünschten Arbeitszeitverringerung aus
§ 8 I, IV 1 Alt. 1 TzBfG, wenn § 8 TzBfG anwendbar ist, Christa den Anspruch ordnungs-
gemäß geltend gemacht hat, keine Einigung über die Reduzierung der Arbeitszeit zustande
gekommen ist und soweit betriebliche Gründe nicht entgegenstehen.

I. Persönliche und betriebliche Voraussetzungen
Der persönliche Anwendungsbereich des § 8 I TzBfG ist eröffnet, da Christa länger als sechs
Monate bei Uli arbeitet. Der betriebliche Anwendungsbereich nach § 8 VII TzBfG ist eröffnet,
da Uli regelmäßig 16 Arbeitnehmer (ohne Auszubildende) beschäftigt.

Hinweis: Im Gegensatz zu § 23 I 2, 3 KSchG zählt man bei § 8 VII TzBfG nach Köpfen, weil eine § 23 I 4
KSchG entsprechende Vorschrift fehlt.

II. Ordnungsgemäße Geltendmachung
Den Anspruch hat Christa ordnungsgemäß geltend gemacht, wenn sie gem. § 8 II 1 TzBfG
drei Monate vor Beginn der Reduzierung einen entsprechenden (formlosen) Antrag bei Uli
gestellt hat und kein Fall des § 8 VI TzBfG gegeben ist. Die Angabe einer gewünschten
Arbeitszeitverteilung ist keine zwingende Voraussetzung für die ordnungsgemäße Geltend-
machung (§ 8 II 2 TzBfG: „soll“). Da der Verringerungswunsch ein Antrag auf Abschluss
eines Änderungsvertrags (§§ 145 ff., § 311 I BGB) über die arbeitsvertragliche Arbeitszeit ist
(ErfK/Preis, Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 15. Aufl. 2015, TzBfG § 8 Rn. 12) und
notfalls die Fiktionswirkung des § 8 V 2 TzBfG auslösen soll, muss er so konkret formuliert
sein, dass ihn der Arbeitgeber mit einem bloßen „Ja“ annehmen kann.

Christa hat ihren Wunsch nach Verringerung ihrer Wochenarbeitszeit auf zehn Stunden mit

Anwendbarkeit des TzBfG

form– und fristgerechter
Antrag
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